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en Verordnung 
| \ e Anderung der Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung. 
| Vom 31. 3. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. „ 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: ö 
Artikel 1. 
Die Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird wie folgt geb der 
1. $ 303 erhält folgende Faſſung: 


reif, ſo kann die Entſcheidung durch Zwiſchenurteil erfolgen.“ 
2. S 519 Abſatz 6 erhält folgende Faſſung: 

f „Sofern nicht dem Berufungskläger das Armenreht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 
hat er bis zum Ablauf der Friſt für die Berufungsbegründung nachzuweiſen, daß er die für die 
Berufungsinſtanz von ihm erforderte Prozeßgebühr gezahlt hat. Die Friſt zur Einzahlung der 
Prozeßgebühr kann auf Antrag in beſonderen Fällen von dem Vorſitzenden verlängert werden. 
Falls die Prozeßgebühr vor Ablauf der Friſt für die Berufungsbegründung nicht erfordert 
worden iſt, hat der Vorſitzende eine Friſt für den Nachweis der Zahlung der Gebühr zu be— 
ſtimmen. Wird der Nachweis nicht vor Ablauf der Friſt erbracht, ſo gilt die Berufung als nicht 
in der geſetzlichen Form begründet. Hat der Berufungskläger die Bewilligung des Armenxechts 
vor Ablauf der Friſt zur Berufungsbegründung beantragt und den Nachweis erbracht, daß er 
die in den SS 39a, 74 b des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung der Verordnung 
betr. Anderung von Gerichtskoſtengeſetzen vom 10. März 1931 (G. Bl. S. 41) zu entrichtende 
Gebühr gezahlt hat, ſo wird der Lauf der Friſt bis zum Ablauf von 2 Wochen nach Zuſtellung 
des auf dieſes Geſuch ergehenden Beſchluſſes und, wenn vor Ablauf der Friſt gegen den Beſchluß 
Beſchwerde eingelegt wird, bis zur Zuſtellung des auf die eee ergehenden Beſchluſſes 
gehemmt.“ 

Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. April 1931 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


44 Zweite Verordnung 
betreffend Anderung der Strafprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung. 
. Bom 31. 3. 1931. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel 1. 
Die Strafprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. In $ 140 Strafprozeßordnung werden die Worte des Abſatzes 4 „oder in der Berufungsinſtanz 
ihm die Ladung zur Hauptverhandlung zugeſtellt“ ſowie der Abſatz 5 geſtrichen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 4. 1931). 


„Iſt ein einzelnes Angriffs- oder Verteidigungsmittel oder ein Zwiſchenſtreit zur Entſcheidung 


ER 60 ; 
2. Der § 172 Abſatz 1 Strafprozeßordnung erhält folgende Faſſung: a 
f „Iſt der Antragſteller zugleich der Verletzte, ſo ſteht ihm gegen dieſen Beſcheid binnen zwei 
Wochen nach der Bekanntmachung die Beſchwerde an den vorgeſetzten Beamten der Staatsan⸗ 
waltſchaft und gegen deſſen ablehnenden Beſcheid binnen einem Monat nach der Bekanntmachung 
der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zu.“ 
3. Dem 8 207 Strafprozeßordnung wird folgender Abſatz 3 hinzugefügt: 

„Wird das Hauptverfahren in Übereinjtimmung mit dem Antrage der Anklageſchrift er⸗ 
öffnet, jo können die in Abſatz 1 erforderten Angaben durch Bezugnahme auf die Anklageſchriſt er- 
ſetzt werden.“ f 

4. Dem $ 243 wird folgende Beſtimmung als Abſatz 5 hinzugefügt: 

„Iſt im Eröffnungsbeſchluß auf die Anklageſchrift Bezug genommen, ſo iſt auch dieſe zu ver⸗ 

leſen, jedoch ohne ein in ihr enthaltenes Ermittelungsergebnis.“ 
5. Als $ 313 wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
8 18. 

Ein Urteil des Amtsrichters kann nicht mit der Berufung angefochten werden, wenn es aus⸗ 
ſchließlich Übertretungen zum Gegenſtande hat und der Angeklagte entweder freigeſprochen oder 
ausſchließlich zu Geldſtrafe verurteilt worden iſt. 

6. Als § 334 wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
§ 334. 

Gegen die Urteile des Amtsrichters iſt die Reviſion inſoweit zuläſſig, als nach § 313 Str. P. O. 

die Berufung ausgeſchloſſen iſt. 
a Artikel 2. 1 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. April 1931 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1981. 
5 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dumont. 
45 | Verordnung 
über die Befreiung nordamerikaniſcher Schiffahrtsgeſellſchaften und Reeder von der Einkommen⸗ und 
N Körperſchaftsſteuer. 


Vom 1. 4. 1931. i 

Gemäß $ 5 des Steuergrundgeſetzes wird unter der Vorausſetzung der vollen Gegenſeitigkeit 
und unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs folgendes angeordnet: 

Das ausſchließlich aus dem Betriebe von Schiffen herrührende Einkommen von Bürgern der 
Vereinigten Staaten von Amerika, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig keinen Wohnſitz haben, 
wird von der Einkommenſteuer befreit. Desgleichen wird der Gewinn von Erwerbsgeſellſchaften, deren 
Sitz ſich in den Vereinigten Staaten von Amerika befindet, ſoweit er ausſchließlich aus dem Betriebe 
von Schiffen herrührt, von der Körperſchaftsſteuer im Gebiete der Freien Stadt Danzig freigeſtellt. 

Danzig, den 1. April 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


46 Druckfehlerberichtigung. 


Im Haushaltsgeſetz für 1931 — G. Bl. S. 52 — muß die Zahl „137200“ in Spalte 5 eine 
Zeile höher gerückt werden. a 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, — 


